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Einleitung

Hintergrund der folgenden Erläuterun-
gen sind Gesetzestexte, deren Ausfüh-
rungen in Österreich den Hintergrund
für etwa 7000 Behandlungen im Be-
reich der Reproduktionsmedizin dar-
stellen. Sowohl deren Vorteile als auch
deren Einengungen werden im folgen-
den Kommentar dargestellt.

Kommentar

Es ist bekannt, dass insbesondere West-
europa in den nächsten Jahrzehnten
zwar nicht ausstirbt, jedoch einer massi-
ve Überalterung der hier geborenen Be-
völkerung entgegensieht. Auf der einen
Seite ist dies durch die immer besser
werdende medizinische Leistung be-
gründet, auf der anderen Seite gibt es in
fast allen europäischen Staaten Repro-
duktionsraten, die in den vergangenen
Jahren von durchschnittlich 3,0 auf 1,5
geborene Kinder/Paar abgesunken sind
und damit die notwendige reproduktive
Rate von 2,1 nicht mehr erfüllt wird. Die
Folgen dieser demografischen Entwick-
lung sind bekannt, wenngleich in ihrer
unmittelbaren und vollen Dimension
erst in den nächsten Jahrzehnten spür-
bar. Österreich selbst hatte im Jahr 2006
mit insgesamt nur 76.925 geborenen
Kindern erneut einen Minusrekord zu
verzeichnen [1].

Um dieser Entwicklung gegenzusteu-
ern, hat sich der österreichische Staat,
ähnlich wie auch viele weitere Länder
Europas, entschlossen, die Behandlung
der ungewollten Sterilität finanziell zu
unterstützen, wenngleich diese Erkran-
kung (Definition WHO) leider als sol-
che bei uns vielfach noch nicht aner-
kannt ist und damit aus der vollständi-
gen Kostenübernahme durch die Sozial-
versicherung herausfällt.

Den finanziellen Zuschuss als solchen
erfährt die Patientin entweder in günstig
gelegenen Fällen als Kassenleistung
(z. B. fehlender Eisprung bei geplantem
Verkehr) oder aber als Leistung des

IVF-Fonds (Bezahlung von 70 % des
Gesamtpreises). Trotz jahrzehntelang
bewiesener Sinnhaftigkeit der intrau-
terinen Insemination [2, 3] ist jedoch
durch das IVF-Fonds-Gesetz eine Un-
terstützung dieser Maßnahme nicht vor-
gesehen. Die Sozialversicherungen be-
rufen sich in ihren ablehnenden Be-
scheiden auf die vorhandene Sozial-
gesetzgebung und auf das Fortpflan-
zungsmedizingesetz, die eben die Inse-
mination als artifizielle Befruchtung be-
schreiben. Ein weiteres Problem des
Fortpflanzungsmedizingesetzes ist der
Umstand, dass zwar auf der einen Seite
die Samenspende bei absoluter Azoo-
spermie erlaubt ist, auf der anderen Sei-
te jedoch die Eizellspende – im Gegen-
satz zu den meisten europäischen Staa-
ten – verboten wird [4]. Der Umstand
und die Begründung, dass dann das ge-
borene Kinder eine geteilte Mutter-
schaft – einmal eine genetische, einmal
eine natale – hätte, verhindert in bestimm-
ten Fällen nicht, dass der Gleichheits-
grundsatz (das männliche Geschlecht ist
besser gestellt als das weibliche) ekla-
tant verletzt wird. Es sei allerdings dar-
auf hingewiesen, dass bei einer eventu-
ellen, künftigen Genehmigung der
Eizellspende ähnlich strenge Kriterien
wie bei der herkömmlichen Organtrans-
plantation gelten sollten, um einen dro-
henden Spendertourismus, überwiegend
aus dem früheren Ostblock, zu ver-
meiden.

Besondere Brisanz birgt in Österreich
die Folgerung aus dem FMedG in sich,
dass zwar auf der einen Seite die Prä-
implantationsdiagnostik (FMedG, § 9,
Abs. 1) verboten ist, auf der anderen
Seite jedoch die genetische Abklärung
in der Schwangerschaft gestattet wird,
bei bestimmten Voraussetzungen sogar
gefordert ist. Dass damit der noch nicht
transferierte Embryo einen höheren
Schutz als der bereits lebende Fetus mit
positiver Herzaktion intrauterin ge-
nießt, wird von vielen Ethikern als
äußerst bedenklich angesehen.

Aber auch das österreichische IVF-
Fonds-Gesetz hat Passagen, die trotz

guter Absicht des Gesetzgebers gele-
gentlich das Gegenteil bewirken. Es ist
klar, dass auf dem Gebiet der Repro-
duktionsmedizin auch wegen der ho-
hen Kosten Qualitätskriterien gefordert
werden. Ob allerdings wie bisher mit
einer relativ einfachen Forderung nach
einer Mindesterfolgsquote der Schwan-
gerschaftsrate weiterhin das Auslangen
gefunden werden sollte, ist zu hinterfra-
gen. Gerade diese Bestimmung führt
dazu, dass in den Fällen, in denen die
erforderte Erfolgsquote nur knapp er-
reicht wird, gegengesteuert wird. Dies
ist möglich durch eine zu hohe Rate an
transferierten Embryonen, durch Ab-
weisung von wenig aussichtsreichen
Fällen sowie durch eine zu hohe Stimu-
lation der Ovarien [5].

Zusammenfassung

Nach den ersten gelungenen IVF-Ver-
suchen bewegte sich das ärztliche Han-
deln im Bereich der Reproduktions-
medizin weitgehend auf gesetzesfreiem
Terrain. Es dauerte insgesamt mehr als
10 Jahre, bis in Österreich die Rechtsge-
bung reproduktionsmedizinische The-
rapien in entsprechende Paragrafen
fasste und so viele Rechtsunsicherhei-
ten beseitigte. Im Vergleich zu anderen
Ländern kann sowohl der Patient weit-
gehend mit den staatlichen Unterstüt-
zungen der Sozialgesetzgebung (IVF-
Fonds-Gesetz, 2000) als auch der Arzt
mit den Bestimmungen des Fortpflan-
zungsmedizingesetzes (FMedG, 1992)
zufrieden sein. Im internationalen Ver-
gleich wurden hier sowohl Auswüchse
einer zu liberalen Auslegung als auch
die Gefahren eines zu engen Korsetts
vermieden. Trotzdem zeigt sich in der
täglichen Praxis, dass die bereits im
Jahre 2004 novellierten, oben angeführ-
ten Gesetze Mängel teilweise schwerer
Art aufweisen. So verletzt z. B. das
Fortpflanzungsmedizingesetz in be-
stimmten Situationen wahrscheinlich
den Gleichheitsgrundsatz. Weitere Ge-
setzesstellen führen dazu, dass schneller
invasivere Behandlungsmethoden ver-
wendet werden, als es sein müsste.
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